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Konjunkturelle Entwicklung weiterhin gedämpft

KONJUNKTURSCHLAGLICHT 
SEPTEMBER 2025

Für das dritte Quartal ist noch keine konjunkturelle Belebung absehbar. Sowohl von der Außenwirtschaft als auch vom pri-
vaten Konsum gehen bisher keine spürbaren Impulse aus. Auf der Entstehungsseite deutet sich zwar eine Stabilisierung der 
Industrieproduktion an, diese ist angesichts der veränderten handelspolitischen Rahmenbedingungen jedoch weiterhin 
von einer volatilen Nachfrage geprägt. Eine spürbare Erholung ist voraussichtlich erst mit Wirksamwerden der wirtschafts- 
und finanzpolitischen Maßnahmen der Bundesregierung zu erwarten.

Gesamtwirtschaft

Der Außenhandel schwächt sich zu Quartalsbeginn leicht 
ab. Nach einem kräftigen Anstieg im Vormonat sind die 
nominalen Ausfuhren von Waren und Dienstleistungen im 
Juli saisonbereinigt um 0,5 % zurückgegangen. Auch die 
nominalen Einfuhren von Waren und Dienstleistungen fie-
len mit -0,4 % gegenüber dem Vormonat etwas geringer 
aus. Angesichts der anhaltenden handelspolitischen Unsi-
cherheiten, der Anhebung des US-Basiszolls auf Importe 
aus der EU von 10 auf 15 % und der schleppenden Aus-
landsnachfrage bleiben die Exportperspektiven gedämpft.

Außenwirtschaft
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Einzelhandel startet mit leichtem Minus ins dritte Quartal. 
Die Umsätze im Einzelhandel (ohne Kfz) sind im Juli 
preis-, kalender- und saisonbereinigt um 0,9 % gegenüber 
dem Vormonat zurückgegangen. Indikatoren für die Ver-
braucherstimmung (GfK, HDE) haben sich zuletzt wieder 
etwas eingetrübt und deuten noch nicht auf eine Trend-
wende der verhaltenen Konsumstimmung hin. Ange-
sichts der schwachen Arbeitsmarktentwicklung sowie 
geopolitischer Unsicherheiten ist damit – trotz weiter 
steigender Reallöhne – noch keine spürbare Belebung des 
privaten Konsums absehbar.

Am Arbeitsmarkt sind erste Anzeichen einer Stabilisierung 
erkennbar. Auch wenn die Arbeitslosigkeit im August die 
Zahl von drei Millionen Personen überschritten hat, ist 
sie in saisonbereinigter Betrachtung erstmals seit Ende 
2022 zurückgegangen. Gleichzeitig verzeichnete die 
Erwerbstätigkeit im Juli ein leichtes Plus. Auch einige 
Frühindikatoren ließen zuletzt eine Aufwärtsbewegung 
erkennen. Angesichts der anhaltend schwachen wirt-
schaftlichen Entwicklung und weiterhin rückläufigen 
Arbeitskräftenachfrage in weiten Teilen der Wirtschaft 
dürfte sich die Stagnation am Arbeitsmarkt jedoch 
zunächst fortsetzen.

Die Industrieproduktion hat zuletzt wieder zugelegt. Im Juli 
nahm die Ausbringung im Produzierenden Gewerbe 
preis-, kalender- und saisonbereinigt um 1,3 % gegenüber 
dem Vormonat zu. Die Industrie- und Energieproduktion 
konnten mit einem Plus von 2,2 % bzw. 4,5 % deutlich 
zulegen, die Bauproduktion verzeichnete mit +0,3 % einen 
etwas schwächeren Anstieg. Am aktuellen Rand deutet 
sich damit eine Stabilisierung der Industrieproduktion 
an. Die Auftragseingänge unterliegen allerdings weiter-
hin starken Schwankungen.

Produktion Arbeitsmarkt 

Privater Konsum

0 4

Nähere Informationen in Jung et al. (2019): „Das neue Konjunkturschlaglicht:  
Was steckt hinter den Pfeilen?“, Schlaglichter der Wirtschaftspolitik 01/2020

LEGENDE

Indikatoren in einem Teilbereich wachsen mehrheitlich überdurchschnittlich

Indikatoren in einem Teilbereich entwickeln sich durchschnittlich bzw. gemischt

Indikatoren in einem Teilbereich gehen mehrheitlich zurück
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Die öffentliche Hand ist mit ihrer Beschaffung ein 
sehr relevanter Wirtschaftsfaktor – sie gibt jährlich 
Leistungen im dreistelligen Milliardenbereich in 

Auftrag. Laut der Vergabestatistik, die öffentliche Aufträge 
ab 25.000 Euro erfasst, wurden allein im Jahr 2023 195.000 
Aufträge von Bund, Ländern und Kommunen mit einem 
Volumen von 125 Milliarden Euro vergeben. Zusammen 
mit den in der Statistik nicht erfassten Vergaben ergeben 
sich noch deutlich mehr Beschaffungsfälle und höhere 
Auftragsvolumina.

Das Vergaberecht bestimmt das Verfahren zur Vergabe die-
ser öffentlichen Aufträge. Es setzt Anforderungen etwa für 
die transparente Veröffentlichung der Ausschreibungen, die 
Beschreibung der Leistung, die Anforderungen an die Bie-
ter und Angebote, die Kriterien für die Angebotsauswahl 
oder die Gleichbehandlung aller Unternehmen im Vergabe-
prozess. Dabei sind die vergaberechtlichen Grundsätze von 
Wettbewerb, Transparenz, Wirtschaftlichkeit und Verhält-
nismäßigkeit maßgeblich.

ENTWURF ZUR BESCHLEUNIGUNG DER VERGABE 
ÖFFENTLICHER AUFTRÄGE

Am 6. August 2025 hat die Bundesregierung den Entwurf 
für das „Gesetz zur Beschleunigung der Vergabe öffentli-
cher Aufträge“ vorgelegt. Mit diesem sogenannten „Ver-
gabebeschleunigungsgesetz“ wird ein maßgebliches Vor-
haben aus dem Koalitionsvertrag umgesetzt, das die 
öffentliche Beschaffung einfacher, schneller und digitaler 
gestaltet. Das Vergabebeschleunigungsgesetz reformiert 
das allgemeine Vergaberecht oberhalb der EU-Schwellen-
werte1  und beinhaltet vor allem Änderungen am Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen und den verschiede-
nen Vergabeverordnungen. Die Maßnahmen beruhen 
unter anderem auf einem umfangreichen Beteiligungs-
prozess zur Reform des Vergaberechts, den das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie im Jahr  2023 
durchgeführt hat. Dabei wurden etwa über 450 eingegan-
gene Stellungnahmen analysiert und berücksichtigt.

DIE POSITIVEN AUSWIRKUNGEN EINER 
BESCHLEUNIGTEN ÖFFENTLICHEN BESCHAFFUNG

Das Vergabebeschleunigungsgesetz entlastet sowohl die 
öffentliche Verwaltung als auch die Wirtschaft massiv: Für 
die öffentliche Verwaltung wird eine jährliche Entlastung 
von 282 Millionen Euro erwartet und für die Wirtschaft eine 
jährliche Entlastung von 99 Millionen Euro. 

Zugleich wird die öffentliche Beschaffung deutlich 
beschleunigt. Dies führt zu einer schnelleren Umsetzung 
und Verausgabung von öffentlichen Investitionsmitteln. 

Davon profitieren Unternehmen sowie auch Bürgerinnen 
und Bürger, etwa in der Infrastruktur, wo Brücken oder 
Schulen schneller erbaut, saniert und genutzt werden kön-
nen. Öffentliche Investitionen gelten außerdem besonders 
in wirtschaftlichen Schwächephasen als geeignetes Instru-
ment zur wirtschaftlichen Stabilisierung. So kann ein Euro 
öffentliche Investitionen im Durchschnitt 1,50 Euro private 
Investitionen anreizen. Auch entstehen durch die Reform 
effizientere Verwaltungsabläufe. Ressourcen werden für 
schnellere Verfahren an anderer Stelle frei und Verzögerun-
gen von Investitionsprojekten werden vermieden. 

All dies erhält besondere Bedeutung vor dem Hintergrund 
der aktuellen wirtschaftlichen Lage und des vielfach 
bemängelten „Investitionsstaus“ in Deutschland, den die 
neue Bundesregierung unter anderem durch das Sonder-
vermögen Infrastruktur und Klimaneutralität angeht. So 
werden auch Infrastrukturvorhaben aus dem Sonderver-
mögen im Vergabebeschleunigungsgesetz besonders 
berücksichtigt und erhalten einen zusätzlichen Beschleu-
nigungsbooster durch eine Ausnahmeregelung vom soge-
nannten Losgrundsatz, der vorsieht, dass Aufträge fach- 
und mengenmäßig in kleinere Auftrags-„Lose“ aufgeteilt 
werden.

WENIGER BÜROKRATIE DURCH MEHR DIREKT­
AUFTRÄGE UND ABBAU VON NACHWEISPFLICHTEN

Der Gesetzentwurf sieht viele große und kleine Maßnah-
men an verschiedenen Stellschrauben im Beschaffungs-
prozess vor, die zur Vereinfachung und Beschleunigung von 
Vergabeverfahren beitragen.

Bei öffentlichen Aufträgen des Bundes können Leistungen 
bis zu einem Auftragswert von 50.000 Euro nunmehr als 
Direktauftrag vergeben werden, sodass hier keine aufwän-
digen und langwierigen Vergabeverfahren mehr erforder-
lich sind. Das ist gerade bei geringen Auftragswerten ver-
hältnismäßig, da die Beschaffung so schneller und flexibler 
erfolgen kann. Gleichzeitig sind haushaltsrechtliche und 
interne Vorgaben, etwa die Grundsätze der Wirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit, weiterhin einzuhalten.

Zudem werden Nachweispflichten deutlich reduziert. Es 
gilt der Grundsatz, dass Eigenerklärungen ausreichen. Nach-
weispflichten bestehen nur noch für „aussichtsreiche“ 
Unternehmen, die voraussichtlich den Auftrag erhalten. Der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit bei Eignungskriterien 
und Nachweisen wird deutlich hervorgehoben. Diese Ver-
hältnismäßigkeit bezieht sich nun auch auf den Auftrags-
wert. Für Aufträge mit geringerem Auftragswert 
heißt das: weniger Nachweise, weniger Hürden 
und weniger Bürokratie.

1	 Gegenwärtig liegen diese grundsätzlich bei 5,538 Millionen Euro für öffentliche Bauaufträge und 221.000 Euro für öffentliche Dienst- und Lieferaufträge

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Oeffentliche-Finanzen/Vergabestatistik/_inhalt.html
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Das Bundestariftreuegesetz

Am 6. August 2025 hat das Bundeskabinett auch den Entwurf 
eines Gesetzes zur Stärkung der Tarifautonomie durch die 
Sicherung von Tariftreue bei der Vergabe öffentlicher Auf-
träge des Bundes (Tariftreuegesetz) beschlossen. Damit wird 
die sozial-nachhaltige Beschaffung des Bundes gestärkt und 
ein Nachteil beseitigt, den tarifgebundene Unternehmen im 
Wettbewerb um öffentliche Aufträge haben. Über die Per-
sonal- und Lohnkosten soll kein Verdrängungswettbewerb 
mehr zugunsten von nicht-tarifgebundenen Unternehmen 
stattfinden. Denn nach den Vorgaben des Gesetzes müssen 
Unternehmen ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
künftig, wenn sie öffentliche Aufträge des Bundes mit einem 
Wert von mindestens 50.000 Euro ausführen, Arbeitsbedin-
gungen aus repräsentativen Branchentarifverträgen gewäh-
ren (Entlohnung, Urlaub, Ruhezeiten). Die jeweils konkret 
einschlägigen Arbeitsbedingungen werden vom Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales durch Rechtsverordnung 
festgesetzt und ihre Einhaltung von einer neuen Prüfstelle 
Bundestariftreue kontrolliert. Mit dem Tariftreuegesetz soll 
die Tarifbindung in Deutschland gestärkt werden. Es setzt 
einen Auftrag aus dem Koalitionsvertrag um.

Weitere Vereinfachungsmaßnahmen

Es reicht künftig aus, wenn Leistungsbeschreibungen 
„eindeutig“ ausgestaltet werden. Sie müssen nicht bis ins 
kleinste Detail ausformuliert sein und sind entsprechend mit 
weniger Aufwand und Bürokratie verbunden. 

Bei bestehenden Rahmenvereinbarungen und dynamischen 
Beschaffungen können Leistungen schneller abgerufen wer-
den – unnötige Wartefristen entfallen künftig.

Die Wertgrenzen für Meldungen an die Vergabestatistik und 
Abfragen des Wettbewerbsregisters werden auf 50.000 Euro 
angenommen. Damit werden Statistik- und Abfragepflichten 
für die Vergabestellen reduziert; unter dieser Wertgrenze sind 
die Angaben und Abfragen optional.

Die öffentlich-öffentliche Zusammenarbeit – maßgeblich 
entscheidend für die Digitalisierung der Verwaltung in Bund, 
Ländern und Kommunen – wird erleichtert, indem etwa 
Inhouse-Vergaben einfacher möglich werden.

Die Nachforderung von Unterlagen wird vereinfacht und 
rechtssicher ausgestaltet, sodass etwa Formfehler nicht auto-
matisch zum Ausschluss von Unternehmen führen müssen.

Für Bedarfe der Bundeswehr werden gesondert weitere Ver-
einfachungen und Beschleunigungen eingeführt (siehe dazu 
den Artikel in dieser Ausgabe ab Seite 9).

EFFIZIENTER RECHTSSCHUTZ

Nachprüfungsverfahren stellen den Rechtsschutz von 
Unternehmen bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
sicher. Unternehmen können vor einer Vergabekammer die 
Verletzung ihrer Rechte geltend machen, soweit aus ihrer 
Sicht im Vergabeverfahren das Recht zu ihren Lasten fehler-
haft angewendet wurde. Mit dem Vergabebeschleunigungs-
gesetz werden diese Nachprüfungsverfahren beschleunigt 
und digitalisiert. So entfällt etwa die aufschiebende Wir-
kung bei sofortigen Beschwerden gegen ablehnende Ent-
scheidungen der Vergabekammern. Damit erhalten öffent-
liche Auftraggeber, die vor der Vergabekammer in der 
ersten Instanz obsiegen, die Möglichkeit, den Auftrag sofort 
zu vergeben. Sie sollen nicht mehr das gesamte Beschwer-
deverfahren vor dem Oberlandesgericht abwarten müssen, 
was zuweilen die Realisierung des Auftrags um Jahre ver-
zögern kann. Der Schriftverkehr im Nachprüfungsverfahren 
kann nunmehr per einfacher E-Mail stattfinden; Verhand-
lungen können auch virtuell erfolgen.

NACHHALTIGKEIT UND LEITMÄRKTE IM BEREICH 
DER ÖFFENTLICHEN BESCHAFFUNG

Im Gesetzentwurf sind keine verpflichtenden Vorgaben zur 
nachhaltigen Beschaffung vorgesehen. Dies ist auch nicht 
notwendig, denn die Berücksichtigung sozialer und um-
weltbezogener Kriterien im Vergabeverfahren ist bereits 
jetzt möglich. Sie kann vor Ort und konkret auf den Einzel-
fall zugeschnitten erfolgen. So kann effizient und flexibel 
nachhaltig beschafft werden, ohne dass weitere Belastungen 
und bürokratischer Aufwand entstehen.

In bestimmten Fällen sind konkrete vergaberechtliche Vor-
gaben sinnvoll, etwa bei der Schaffung von Leitmärkten für 
klimafreundliche Grundstoffe. So legt das Vergabebeschleu-
nigungsgesetz mit einer Verordnungsermächtigung die 
Grundlage für Vorgaben zur Klimafreundlichkeit von Leis-
tungen. Sobald diese Verordnungsermächtigung in Kraft 
ist, wird die Bundesregierung zeitnah in einem separaten 
Verfahren Vorgaben erarbeiten, um durch öffentliche Be-
schaffung etwa von klimafreundlichem Stahl und Zement 
Investitionen anzureizen und die Transformation der In-
dustrie voranzutreiben. Dabei wird weiterhin größtes Ge-
wicht auf die Praxistauglichkeit und bürokratiearme Um-
setzung gelegt.
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Referat IB3 – Öffentliche Aufträge, Vergaberecht; Immobilienwirtschaft

https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Dossier/oeffentliche-auftraege-und-vergabe.html

Gesetzentwurf Vergabebeschleunigungsgesetz: https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/
Gesetz/2025/20250806-gesetzentwurf-vergabebeschleunigungsgesetz-kabinettsvorlage.pdf?__blob=publicationFile&v=12 

Konsultation Vergabebeschleunigungsgesetz: https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/
Gesetzesvorhaben/20250724-entwurf-eines-gesetzes-zur-beschleunigung-der-vergabe-oeffentlicher-auftraege.html

Gesetzentwurf Bundestariftreuegesetz: https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/Gesetz/2025/20250807-
entwurf-eines-gesetzes-zur-staerkung-der-tarifautonomie-durch-die-sicherung-von-tariftreue.pdf?__blob=publicationFile&v=8 

Konsultation Bundestariftreuegesetz: https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/
Gesetzesvorhaben/20250724-entwurf-eines-gesetzes-zur-staerkung-der-tarifautonomie-durch-die-sicherung-von-tariftreue-bei-der-
vergabe-oeffentlicher-auftraege-des-bundes.html

Parlamentarisches Verfahren: https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-zur-beschleunigung-der-vergabe-öffentlicher-aufträge/324928 

Literaturverzeichnis: Bundesministerium der Finanzen (April 2021), BMF-Monatsbericht, Öffentliche Investitionen als Triebkraft 
privatwirtschaftlicher Investitionstätigkeit

schlaglichter@bmwe.bund.de

KONTAKT & MEHR ZUM THEMA

DIE DIGITALISIERUNG VORANTREIBEN

In Vergabe- und Nachprüfungsverfahren sollen noch stär-
ker als bisher digitale Elemente zum Tragen kommen. Dazu 
sieht der Gesetzentwurf etwa die Einführung der Textform 
(zum Beispiel E-Mail) in Nachprüfungsverfahren vor. In 
Bekanntmachungen sollen stärker als bisher Verlinkungen 
genutzt und die Markterkundung vornehmlich elektronisch 
durchgeführt werden. Durch die Möglichkeit, bei revisions-
sicheren elektronischen Vergabesystemen auf das Vier-
Augen-Prinzip zu verzichten, wird die digitale Vergabe
praxis weiter auf die Zukunft ausgerichtet.

MEHR AUFTRÄGE AN KMU, AN START-UPS UND AN 
INNOVATIVE UNTERNEHMEN

Der Mittelstand, junge und innovative Unternehmen sind 
wichtige Säulen der deutschen Wirtschaft, deren Beteili-
gung an der öffentlichen Beschaffung der Bundesregierung 
ein besonderes Anliegen sind. Das Vergabebeschleunigungs-
gesetz sieht spezifische Maßnahmen vor, um deren beson-
dere Unternehmenseigenschaften stärker zu berücksichti-
gen und ihre Chancen auf einen öffentlichen Auftrag zu 
erhöhen. Dies gilt etwa bei der Auswahl von Eignungskri-
terien oder den Zahlungsmodalitäten. Außerdem sollen 
diese Unternehmen häufiger gezielt zu Angeboten aufge-
fordert werden und einfacher alternative Nachweise ein-
reichen können. Bei einer Gesamtvergabe kann nunmehr 
der Generalunternehmer verpflichtet werden, die Interes-
sen von kleinen und mittleren Unternehmen zu berück-
sichtigen, etwa durch Unteraufträge. Nebenangebote, also 

die Möglichkeit, alternative Angebote einzureichen, um den 
ausgeschriebenen Bedarf zu decken, gelten als besonders 
effektives Instrument zur Innovationsförderung im Ver-
gaberecht; auch ihre Nutzung wird gestärkt. 

Zudem ist eine Sonderregelung für Start-ups geplant: 
Direktaufträge sollen bis zu einem Auftragswert von 
100.000 Euro möglich sein, wenn der Auftragnehmer ein 
Start-up mit einer innovativen Leistung in den ersten vier 
Jahren nach seiner Gründung ist. Diese Sonderregelung ist 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie ein 
besonders wichtiges Anliegen und wird zeitnah durch eine 
separate Verwaltungsvorschrift umgesetzt.

NÄCHSTE SCHRITTE

Das Vergabebeschleunigungsgesetz wird nun in den nächs-
ten Monaten von Bundesrat und Bundestag im parlamen-
tarischen Verfahren beraten. Ein Inkrafttreten im Frühjahr 
2026 erscheint realistisch.

Zugleich arbeitet das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie an einigen weiteren Vorhaben im Bereich des 
Vergaberechts, um die öffentliche Beschaffung noch stärker 
zu vereinfachen und zu beschleunigen. Dazu gehören etwa 
die Reform der Unterschwellenvergabeordnung, die ge-
meinsam mit den Ländern und zeitnah nach dem Vergabe-
beschleunigungsgesetz erarbeitet wird, oder das nachdrück-
liche Einbringen der deutschen Perspektive in den 
Reformprozess für die europäischen Vergaberichtlinien.  

https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Dossier/oeffentliche-auftraege-und-vergabe.html
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/Gesetz/2025/20250806-gesetzentwurf-vergabebeschleunigungsgesetz-kabinettsvorlage.pdf?__blob=publicationFile&v=12
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/Gesetz/2025/20250806-gesetzentwurf-vergabebeschleunigungsgesetz-kabinettsvorlage.pdf?__blob=publicationFile&v=12
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/20250724-entwurf-eines-gesetzes-zur-beschleunigung-der-vergabe-oeffentlicher-auftraege.html
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/20250724-entwurf-eines-gesetzes-zur-beschleunigung-der-vergabe-oeffentlicher-auftraege.html
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/Gesetz/2025/20250807-entwurf-eines-gesetzes-zur-staerkung-der-tarifautonomie-durch-die-sicherung-von-tariftreue.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/Gesetz/2025/20250807-entwurf-eines-gesetzes-zur-staerkung-der-tarifautonomie-durch-die-sicherung-von-tariftreue.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/20250724-entwurf-eines-gesetzes-zur-staerkung-der-tarifautonomie-durch-die-sicherung-von-tariftreue-bei-der-vergabe-oeffentlicher-auftraege-des-bundes.html
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/20250724-entwurf-eines-gesetzes-zur-staerkung-der-tarifautonomie-durch-die-sicherung-von-tariftreue-bei-der-vergabe-oeffentlicher-auftraege-des-bundes.html
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/20250724-entwurf-eines-gesetzes-zur-staerkung-der-tarifautonomie-durch-die-sicherung-von-tariftreue-bei-der-vergabe-oeffentlicher-auftraege-des-bundes.html
https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-zur-beschleunigung-der-vergabe-öffentlicher-aufträge/324928
mailto:schlaglichter@bmwe.bund.de


S C H L A G L IC H T E R _ 10 |2 5 _W I R T S C H A F T S P O L I T I K 09

Deutliche Beschleunigung von 
Beschaffungen und Planungen für 
die Bundeswehr

D ie Bundesregierung hat am 23. Juli 2025 den von 
der Bundesministerin für Wirtschaft und Energie, 
Katherina Reiche, und dem Bundesminister der 

Verteidigung, Boris Pistorius, gemeinsam vorgelegten Ent-
wurf eines Gesetzes zur beschleunigten Planung und Be-
schaffung für die Bundeswehr beschlossen. Damit setzt die 
Bundesregierung frühzeitig ein zentrales Vorhaben aus dem 
Koalitionsvertrag und dem Sofortprogramm der Bundes-
regierung um. 

Zusammen mit dem Vergabebeschleunigungsgesetz (siehe 
dazu den Artikel in dieser Ausgabe ab Seite 5) dient das Bun-
deswehrbeschaffungsbeschleunigungsgesetz zudem dem 

Bürokratieabbau. Die Erleichterungen für die Bundeswehr 
entfalten eine zusätzliche Entlastungswirkung von min-
destens rund 23 Millionen Euro für den Bund und 6,9 Mil-
lionen Euro für die Wirtschaft.

SICHERHEITSPOLITISCHE HERAUSFORDERUNGEN

Die sicherheitspolitische Lage erfordert eine deutliche Stär-
kung der Bundeswehr zur Umsetzung ihres Kernauftrags 
der Landes- und Bündnisverteidigung. Dafür müssen neben 
personellen vor allem materielle und infrastruk-
turelle Bedarfe dringend gedeckt werden. Mit 
dem durch das Kabinett beschlossenen Gesetz-

https://www.bmvg.de/de/beschaffung-neues-gesetz-staerkt-verteidigungsfaehigkeit
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/bundeswehrbeschaffung-2367110
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Katherina Reiche, 
Bundesministerin für Wirtschaft und Energie

„Abschreckung ist die beste Verteidigung. Und jedem muss 
klar sein: Wir können und wir werden uns verteidigen. Um 
diese Verteidigungsfähigkeit zu erreichen, nehmen wir 
hohe neue Schulden auf. Für mich ist klar: Wir müssen 
dieses Geld in neue Technologien für Luftverteidigung, 
Satellitenfähigkeiten, Drohnen, autonome Systeme, KI-Fä-
higkeiten investieren. Wirklich verteidigungsfähig kann nur 
sein, wer technologisch an der Spitze ist. Und wir brauchen 
mehr Rüstungsgüter und wir brauchen sie schneller. Das 
geht nur durch die Ausweitung der Produktion. Mit dem 
Gesetz zur beschleunigten Planung und Beschaffung für 
die Bundeswehr schaffen wir dafür wichtige Sonderrege-
lungen im Bereich der Verteidigung und Sicherheit. Das 
Ziel ist klar: Wir müssen technologisch und industriell 
stärker werden als potentielle Angreifer. Damit sichern wir 
den Frieden.“

entwurf soll etwa durch Ausnahmeregelungen im Vergabe-
recht die Vergabe öffentlicher Aufträge zur Deckung der 
Bedarfe der Bundeswehr maßgeblich erleichtert und be-
schleunigt werden. 

VON MILITÄRNEUBAU BIS SANITÄTSAUSRÜSTUNG

Um die Vergabe öffentlicher Aufträge zur Deckung der Be-
darfe der Bundeswehr zu erleichtern und deutlich zu be-
schleunigen, wurde der Anwendungsbereich des Bundes-
wehrbeschaffungsbeschleunigungsgesetzes gegenüber der 
Fassung von 2022 von dem Bereich der Militärausrüstung 
auf alle Bedarfe der Bundeswehr ausgeweitet; die Laufzeit 
der Erleichterungen wurde bis Ende 2035 verlängert. Um-
fasst sind neben reiner Militärausrüstung nun auch alle 
zivilen Bedarfe der Bundeswehr wie z. B. Sanitätsmaterial 
und Bauleistungen, etwa der Neubau und die Instandhal-
tung von Kasernen.

VEREINFACHUNGEN UND BESCHLEUNIGUNGEN IM 
GESETZENTWURF

Im Gesetzentwurf sind zahlreiche Maßnahmen zur Ver-
einfachung und Beschleunigung der entsprechenden Ver-
gabe- und Nachprüfungsverfahren vorgesehen. So werden 
künftig Direktvergaben von Aufträgen schneller und häu-
figer möglich sein, zum Beispiel wenn Deutschland ge-
meinsam mit seinen Partnern interoperable Systeme be-
schafft. 

Die Bedarfsdeckung sowohl durch innovative aber auch 
durch marktverfügbare Leistungen wird ebenso gefördert 
wie Beschaffungen für und mit Partnernationen. Darüber 
hinaus werden Start-up-Unternehmen gestärkt, etwa indem 
es künftig mehr Möglichkeiten gibt, Vorauszahlungen zu 
leisten, damit auch kleinere Unternehmen ihre Produkti-
onskapazitäten erhöhen können. 

Zudem sind im Gesetzentwurf planungsrechtliche Ände-
rungen am Luftverkehrsgesetz vorgesehen, um die stö-
rungsfreie Funktion von Luftverteidigungsradaranlagen 
und militärischen Flugplätzen sicherzustellen und so 
Schutz- und Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik zu 
stärken. 

VERKNÜPFUNG MIT BESCHLEUNIGUNGEN AUF 
EU-EBENE

Mit dem Gesetzentwurf leistet die Bundesregierung nicht 
nur einen Beitrag zur deutschen, sondern auch zur euro-
päischen Verteidigungsbereitschaft. Der Entwurf stellt da-
her enge Verbindungen zu den laufenden Überarbeitungen 
des EU-Vergaberechts, unter anderem dem sogenannten 
„Defence Readiness Omnibus“, her. So werden etwa geplan-
te erhöhte EU-Schwellenwerte direkt national Anwendung 
finden können. 

Darüber hinaus enthält der Entwurf dringende Maßnahmen 
zur Abhilfe im Hinblick auf einen Klagebeschluss der Euro-
päischen Kommission im Rahmen eines laufenden Ver-
tragsverletzungsverfahrens gegen die Bundesrepublik. 
Dieser bezieht sich auf wenige verbliebene rechtstechnische 
Verstöße mit Blick auf die Umsetzung der EU-Vergabericht-
linien aus 2014. 

SCHNELLE EFFIZIENZSTEIGERUNGEN BEI 
KLEINEREN AUFTRAGSVOLUMEN 

Der Gesetzentwurf wurde gemeinsam mit Verwaltungsvor-
schriften für die Vergabe öffentlicher Aufträge zur Deckung 
der Bedarfe der Bundeswehr beschlossen. Durch die darin 
enthaltene deutliche Erhöhung der Wertgrenzen 
für Direktaufträge werden die vom Anwendungs-
bereich umfassten Vergaben beschleunigt. Die 

https://defence-industry-space.ec.europa.eu/eu-defence-industry/defence-readiness-omnibus_en
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Referat: IB3 – Öffentliche Aufträge, Vergaberecht, Immobilienwirtschaft

Gesetzentwurf (Kabinettfassung): https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/Gesetz/gesetz-zur-
beschleunigten-planung-und-beschaffung-bundeswehr/5.html 

Abweichende Verwaltungsvorschriften (Bundesanzeiger vom 30. Juli 2025): https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/
Wvg1XYPP6i0aUBw3tHl/content/Wvg1XYPP6i0aUBw3tHl/BAnz%20AT%2030.07.2025%20B2.pdf?inline 

Konsultation zum Referentenentwurf: https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/
entwurf-eines-gesetz-zur-beschleunigten-planung-und-beschaffung-bundeswehr.html 

Parlamentarisches Verfahren: https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-zur-beschleunigten-planung-und-beschaffung-für-die-
bundeswehr/324833 

„Defence Readiness Omnibus“ auf EU-Ebene: https://defence-industry-space.ec.europa.eu/eu-defence-industry/defence-readiness-omnibus_en

schlaglichter@bmwe.bund.de 

KONTAKT & MEHR ZUM THEMA

damit ebenfalls einhergehende Entlastung der betroffenen 
Vergabestellen wird helfen, die benötigten Ressourcen ziel-
gerichtet und effizient einzusetzen. Die neuen Verwaltungs-
vorschriften sind bereits zum 1. August 2025 in Kraft ge-
treten. 

WEITERES VERFAHREN

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung befindet sich nun 
im parlamentarischen Verfahren. Bei Beratung und Be-
schlussfassung im Herbst 2025 kann er noch zum 1. Januar 
2026 in Kraft treten. Dann kommt es auf die engagierte Um-
setzung in der Praxis an – durch die Beschaffungsstellen 
für die Bundeswehr und im Schulterschluss mit der Sicher-
heits- und Verteidigungsindustrie.

Bundesministerin Katherina Reiche mit Bundesminister Boris Pistorius beim gemeinsamen Pressestatement zum Kabinettbeschluss
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